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1. Forschungsstand
und Quellenlage

Eine wissenschaftlich fundierte und umfassende Aufarbeitung
der NS-Zeit im Kreis Herzogtum Lauenburgund in der Stadt
Lauenburg/Elbe ist bisher nicht erfolgt. Bisher ist lediglich die
materialreiche Dissertation von Hansjörg Zimmermann,
„Wählerverhalten und Sozialstruktur im Kreis Herzogtum
Lauenburg 1918-1933" erschienen. Ein Kreis zwischen Obrig-
keitsstaat und Demokratie, Neumünster 1987, sowie einige
Aufsätze von Heimatforschern über das Kriegsende inLauen-
burg in der „Lauenburgischen Heimat", der Zeitschrift des
Heimatbundes und Geschichtsvereins Herzogtum Lauenburg,
erschienen.Dieses Forschungsdesideratist einerseits daraufzu-
rückzuführen, daß sich die Geschichtswissenschaft erst seit
einigen Jahren intensiver mit regionalen Fragestellungen be-
faßt, andererseits aber auch bedingt durch eine langjährige
Verdrängung der NS-Zeit in größeren Teilen der Bevölkerung.
Insofern gilt es, hier zunächstmit der Grundlagenforschungzu
beginnen.

Wie für die überregionale Ebene der historischen Forschung
über die Zeit des Nationalsozialismus ist auch im regionalen
Bereich die Quellen-Überlieferung lückenhaft. Dies gilt auch
für die Stadt Lauenburg/Elbeam südöstlichen Rand des Krei-
ses Herzogtum Lauenburg. Dengrößten Bestandüber dieNS-
Zeit vor Ort besitzt das Stadtarchiv Lauenburg, das seit Ende
November 1987 auch der Öffentlichkeit zugänglich ist und sich
einer lebhaftenResonanz inder Bevölkerungerfreut.**

Weitere Quellen zur NS-Zeit in Lauenburgbefinden sich im
Kreisarchiv in Ratzeburgund im Landesarchiv Schleswig-Hol-
stein inSchleswig. Auch hier ist das Material insgesamt jedoch
lückenhaft. Recht ergiebig allerdings erweisen sich die Akten
zur politischen Verfolgung im Landesarchiv, für die mir dan-
kenswerterweiseEinsicht gewährt wurde.

Esist sicherlichkeinZufall,daß es imStadtarchiv Lauenburg
zwar einige Akten über die französischenund belgischen, je-
doch kaum Unterlagen über die russischen Kriegsgefangenen
gibt. Entsprechend der damaligen Aktenführung der Stadtver-
waltunghat es derartigesMaterial auf jedenFall gegeben.Auch
über die politische und rassistische Verfolgung existieren vor
Ort kaum noch schriftliche Informationen.Eine Art Tagebuch
der StadtverwaltungLauenburgverzeichnet für die Jahre 1943-
-1945 die eingegangenen Schreiben mit einer stichwortartigen
Inhaltsangabe. Viele der darin aufgeführten Vorgänge sind je-
dochnicht mehr auffindbar1.

Nach Aussage einer Zeitzeugin, die am Ende des Zweiten
Weltkrieges 1945 inder Lauenbürger Stadtverwaltungarbeitete,
wurden vor dem Übersetzen der britischen Truppen über die
Elbe zahlreiche Akten durch Mitarbeiter der Verwaltung ver-
brannt. Weitere Unterlagen wurden demnach in einem Keller-
raum des Schlosses eingemauert. Ob diese Akten noch immer
dort lagernoder vondenBritengefunden wordensind,ist nicht
bekannt2.

Eine weitere wichtige Quelle für die jüngere Zeitgeschichte
sind Zeitungen. Die in diesem Fall inFrage kommende Lauen-
burgische Landeszeitung/Geesthachter Zeitung ist als Quelle

*Der Autor war vonJuli 1987 bis Juli
1989 wissenschaftlicher Mitarbeiter
der Stadtarchive Geesthacht und
Lauenburg/Elbe. Er erstellt z.Z. eine
Monographie über die politische Ge-
schichte beider Städte zwischen 1930
und 1950. Sie wird voraussichtlich An-
fang1990derÖffentlichkeit vorgestellt
werden.
**Das Stadtarchiv Lauenburg ist Teil
der Archivgemeinschaft im südlichen
Kreis Herzogtum Lauenburg. Ihr ge-
hörenauch die Städte Geesthachtund
Schwarzenbek,die Gemeinde Wentorf
unddas Amt Buchenan. Die seit Ja-
nuar 1985 bestehende Archivgemein-
schaft ist die einzige Einrichtung ihrer
Art in der Bundesrepublik. Geleitet
wirdsie durch denHistoriker Dr. Wil-
liam Boehart.
1Stadtarchiv Lauenburg (StAL), Be-
standIINr.394.
2 Aussage der Zeitzeugin Frau K. am
29. 9. 1988.

Schleswig-Holsteinheute
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selbst für den Kriegsalltag nicht sehr ergiebig. Als reines NS-
Propaganda-Organohnehin sehr einseitig, gibt sie keinen Ein-
blick in die entscheidendenpolitischen Handlungender Natio-
nalsozialisten vor Ort. Die Lauenburgische Landeszeitung/
GeesthachterZeitungerschienbis zum 11. April1945.3

Eine wichtigeErgänzungzur schriftlichenÜberlieferung stel-
len die Aussagen von Zeitzeugen dar. Allerdings treten auch
hier Probleme auf.Zum einen stirbtdie Generationderjenigen,
die das Dritte Reich bewußt und persönlichmiterlebt haben,
aus; zum anderen ist die Erinnerung an länger zurückliegende
Ereignisse teilweise verschwommen4.

Es ist somit festzuhalten, daß die Quellenlage zur politi-
schen, sozialen und wirtschaftlichenEntwicklung währendder
NS-Zeit ingrößeren Teilenunzureichend ist. Daher könnenan
dieser Stelle auchnur inhaltliche Schlaglichter gesetzt werden,
die aber durchaus geeignet sind,einen Einblick indas System
der NS-Gewaltherrschaft inLauenburgzu geben.Eine wesent-
liche Fragestellung in diesem Rahmen ist, ob bzw. in welchem
Grade es denNationalsozialisten in der Kleinstadt Lauenburg
gelang, ihr Herrschaftssystem zu etablieren und inwieweit sie
dabei von der Bevölkerung direkt oder indirekt unterstützt
wurden. Auf dienotwendigeDarstellung der Sozial-und Wirt-
schaftsstruktur in Lauenburgzwischen 1933 und 1945 muß an
dieser Stelle aus Platzgründen verzichtet werden. Der Schwer-
punkt dieses Aufsatzes liegt daher auf der politischen Ge-
schichte inder Stadt Lauenburgzwischen 1930und 1945.

3 Lauenburgische Landeszeitung/
Geesthachter Zeitung. Sie wurde in
Lauenburggedruckt.
4 Vgl. Niethammer, Lutz (Hrsg.). Le-
benserfahrung und kollektives Ge-
dächtnis. Die Praxis der „Oral Histo-
ry",Frankfurt amMain 1980.

Umzug der Nationalsozialistendurch
die Elbstraße, hier: Zwischen Grün-
straße undNeustadt(1935)

2. Die politische und
verfassungsmäßige
Entwicklung in Lauen-
burg/Elbe 1933-1945
2.1. Von dernationalen
Erhebung bis zum Aus-
bruch des Zweiten
Weltkriegs 1939

Als die Nationalsozialisten im Januar 1933 inBerlin die soge-
nannte „Machtergreifung" feierten, war die NSDAP in Lauen-
burg bereits seit längerer Zeit erfolgreich. Hier war ihr der poli-
tische Durchbruch bereits bei den Stadtverordnetenwahlen am
17. 11.1929 gelungen, wo sie mit 10,5°70 der Stimmen einenSitz
im Stadtparlament erhielt. Bei den Reichstagswahlen 1930 er-
reichtendieNationalsozialisteninLauenburgbereits18,4%, im
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Juli1932 40,1%. Dochdamit war der Höhepunktihres Erfolges
nochnicht überschritten: Nach dem Einbruch beiden Reichs-
tagswahlenim November 1932 (30,9% für dieNSDAP) erhielt
dieNSDAP bei denReichstagswahlen am 5. 3. 1933 41,3% der
Stimmen. Dieser Erfolg bestätigte sich erneut bei den letzten
Kommunalwahlen währendder NS-Zeit inLauenburgam 13. 3.
1933. Die NSDAPund dieBürgerliche Volksgemeinschaft hat-
ten eine gemeinsameListe gebildet.Dies ist eineeinmaligeKon-
stellation im Kreis Herzogtum Lauenburg. Die Wahlliste mit
der Bezeichnung „Nationale Einheit" erreichte mit 54,9% und
9 Sitzen die absolute Mehrheit in der Stadtverordneten-Ver-
sammlung.

Die KPD hatte mit 14,2% (2 Sitze) weniger Verluste (1,8%)
gegenüber denGemeindewahlen von 1929hinzunehmen als die
SPD mit 30,3% (4 Sitze, fast 9% Verluste). Zwar kandidierte
1933 erstmals noch eine Liste „Werktätige und Kleingewerbe-
treibende" bei den Kommunalwahlen. Sie blieb mit 0,6% der
Stimmen jedoch eine unbedeutende Splittergruppe. Die Ge-
schlossenheit derNSDAP und der Volksgemeinschaft mit ihren
Spitzenkandidaten, dem Rechtsanwalt Kurt Petersen und dem
Buchdruckereibesitzer Wilhelm Freystatzky, machte sich be-
zahlt. Die Gründe für diesen Erfolgkönnennur vermutet wer-
den. Sicherlich spielte die weit über dem Reichsdurchschnitt
liegende Arbeitslosigkeit in Lauenburg Anfang 1933 mit 47%
der Erwerbstätigen eine bedeutende Rolle. Die völkisch-natio-
nale, gezieltePropagandaderNationalsozialistenfand indieser
Situation sicherlich ihre Anhänger.Nicht nur der Lauenbürger
Mittelstand wählte im März 1933 die NSDAP, sondern auch
ehemalige SPD-Wähler. Dies wird bereits durch die Verteilung
der Stimmen aufdieeinzelnenParteienbei denKommunalwah-
len imVergleich zuvorangegangenenWahlen deutlich.

Ergebnisse der Wahlen zur National-
versammlung und zum Reichstag in
Lauenburg/Elbe 1919-1933 (in Pro-
zent)

333
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4343 I 1921 I 04.05.1924 107.12.1924 1 1928 I 1930 I 31.07.1932 106.11.1932 I 1933

37.4 19.6 13.8 12,4 5.2

DVP 0,5 11.0 7,1 6.0 7,9 4,6 1.7 1,6

DNVP 1,9 11.0. 21,2 15,5 9.9 3,4 5.2 11,5 9.S

KPD 14.6 17,9 11.6 17,0 21.9 21.4 24.0 20.2

KVP 0,6

ISOAP 6.4 2,2 3.4 18,4 40.1 30.9 41.3

Sonstige 2.8

SPD 60,2 42,8 31,7 39,2 42,3 30,3 28,8 28,5 26.2

Staatspartei 4.0 1.4 1.1 0.6

Wirtschafts-
partei

12.4 14,0 0.5



Als die neugewählte Stadtverordneten-Versammlung am
24. 3. 1933 zu ihrer konstituierenden Sitzung zusammentrat,
äußerte sich der Bürgermeister Dr.MaxMeiling zur politischen
Situation folgendermaßen:

„Die nationale Erhebung der letzten Wochen hat auch in
dem kleinen Lauenburghohe Wellen geschlagen, unddie Aus-
wirkungen sehen wir in der Zusammensetzung der Stadtver-
ordneten undan der Lücke, diedadurchentstanden ist, daß wir
die beiden kommunistischen Stadtverordneten aufAnweisung
der Staatsregierungausschaltenmußten."5

Jetzt wurde erstmals auch inLauenburgfür allesichtbar, mit
welchen Mittelndie Nationalsozialisten ihre Herrschaft zu er-
richten bereit waren. Am 21. März 1933, der inBerlin als der
„Tag von Potsdam" gefeiert wurde, feierten auch dieNational-
sozialisten im hellerleuchteten Hotel „Stappenbeck" nach ei-
nem Fackelzug durchdieStadtmit einer großen Kundgebungin
Lauenburg. Der Ortsgruppenleiter und Rechtsanwalt Kurt Pe-
tersen und sein Stellvertreter,der Mittelschullehrer Simon, tra-
ten als Redner auf. Simonrezitierte unter Bezugnahme auf die
am selben Tag in Berlin bekundete Verbundenheit zwischen
dem Reichskanzler Adolf Hitler und dem Reichspräsidenten
von Hindenburg (was ein Anknüpfen des Nationalsozialismus
an alte preußische Traditionen symbolisieren sollte) denRütli-
Schwur„W/> wollenseineineinzig Volk vonBrüdern"6.

Der Nationalsozialismus hatte versprochen, Potsdam, die
letzte RuhestätteFriedrichs des Großen, an die Stelle von Wei-
mar, das für viele der Inbegriff der Zerrissenheit und Ohn-
macht des deutschen Volkes war,zu setzen. Das wahre Bild des
nationalsozialistischen Staatsverständnisses zeigte sich jedoch

5 Schwarzenbeker Nachrichten vom
25. 3. 1933.
6 Das Land an der Elbe,6. Jahrgang,
Nr.3, März1933,Seite15.

Ergebnisse der Stadtverordnetenwah-
len in Lauenburg/Elbe 1919-1933 (in
Prozent)
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02.03.1919 04.05.1924 17.11.1929 13.03.1933

Bürgerliche
Gemeinschaft

48,5

DDP 37,8

KPD 16,7 16,0 14,2

Nationale Einheit
(NSDAP + Volksgemeinschaft) 54,9

NSDAP 10.5

SPD 48,2 34,8 39,4 30,3

USPD 14,0

Volksgemeinschaft 34,1

Werktätige und
0,6

Kleingewerbetreibende



einige Tagespäter inder Kroll-Oper inBerlin. Am 23. März,ei-
nen Tagbevor inLauenburgdieStadtverordneten-Versammlung
zusammentrat, wurde im Reichstag des „Gesetz zur Behebung
der Not von Volk und Reich", dassogenannte„Ermächtigungs-
gesetz" nur gegen die Stimmen der SPD verabschiedet. Dieses
Gesetz hobdie Trennung von legislativer undexekutiver Gewalt
auf. Die Reichsverfassung war damit praktisch außer Kraft ge-
setzt. Das Kabinett Hitler konnte nun seine eigenen Gesetze
schaffen. Dies war die Grundlage für die Errichtung der Ter-
rorherrschaft auf allen gesellschaftlichen und staatlichenEbe-
nen.

Bereits wenige Tage nach ihrem Amtsantritt hatte die neue
Regierung mehrere Verordnungen erlassen, welche die Presse-
und Versammlungsfreiheit einschränkten. Mit der „Verordnung
zum Schütze des deutschen Volkes" vom 4. Februar 1933 wur-
dendie Grundrechte,die Presse- und die Versammlungsfreiheit
eingeschrankt7. Damit konnten die Nationalsozialisten alle ih-
nenunliebsamen politischen Aktivitäten imKeimersticken.Ei-
nen willkommenen Anlaß für das Inkrafttreten dieser Verord-
nung bildete der Reichstagsbrand am 27. Februar, in dessen
Folge der Ausnahmezustand verhängt und die KPD und die
SPD zerschlagen wurden. Die obengenannte Verordnung wur-
de in der Folgezeit gegen alle Gegner des Nationalsozialismus
angewendet. Der Rechtsstaat und die Demokratie waren damit
endgültig am Ende. Walter Hofer hat diese Verordnung als die„VerfassungsurkundedesDrittenReiches" bezeichnet8.

Die „Verordnungzum Schütze des deutschenVolkes"und das
„Ermächtigungsgesetz" wirkten sich bald auch in der Klein-
stadt Lauenburgaus. Wie Bürgermeister Meiling am 24. 3. 1933
ausführte, war denbeiden Stadtverordnetender KPD, Mattutat
und Koller, ihr Amt entzogenworden. DieSPD-Mitglieder des
Stadtparlaments mußten ihr Amt Ende März 1933 abgeben.
Am 28. April wurde der Ortsgruppenleiter der NSDAP, Kurt
Petersen, von seiner Partei als kommissarischer Bürgermeister
eingesetzt. Im September 1934 wurde er durch Verfügung des
Regierungspräsidentenin Schleswig endgültig zum Bürgermei-
ster berufen. Bürgermeister Meiling wurde im April 1933
zwangsweise in denRuhestand versetzt. Er hatte seit 1923 das
Amt des Bürgermeisters bekleidet. Kurt Petersen war erst seit
Juli 1932 Mitgliedder NSDAPund hatteam 26.1. 1933 dener-
stenNS-Ortsgruppenleiter Draeger inLauenburgabgelöst 9.

Wie sich die Ausschaltung und Gleichschaltung der politi-
schenParteien undder gesellschaftlichen Organisationendurch
die Nationalsozialisten in Lauenburg im einzelnen weiter voll-
zog, ist nur unzureichend überliefert. Auf Reichsebene ging es
Schlag auf Schlag weiter. In Lauenburg werdendiese Maßnah-
men ebensokonsequent durchgesetzt wordensein:

1. April: ErsteBoykottaktion gegen die Judendurchgeführt.
Für Lauenburgist darüber nichts bekannt.

7. April: Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums mit der Folge der Entlassung„nichtarischer", und„nicht
nationalgesonnener"Beamter.

2. Mai: Zerschlagung der Gewerkschaften. Für den Kreis

'Reichsgesetzblatt (RGBL), Teil 1,
Berlin 1933,S. 35 ff..
■ Hofer,Walther. Die Diktatur Hitlers
bis zum Beginn des ZweitenWeltkrie-
ges. In: Brandt, Otto/ Meyer, Oskar/
Just, Leo (Hrsg.). Handbuch der
DeutschenGeschichteIV/2,Konstanz
1960, Seite 18.'Stadtarchiv Lauenburg, Bestand II
Nr. 59. Briefdcs Bürgermeisters Peter-
sen an Rudolf Maackein Möllnvom
3. 5. 1934, Seite 1. Einige Namen sind
aus Gründen dcs Daten- und Perso-
nenschutzesabgekürzt.

KurtPetersen, Bürgermeister 1933-40
Foto:StadtarchivLauenburg/Elbe.
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Herzogtum Lauenburg sind allerdings bereits inder Endphase
der Weimarer Republik keine Aktivitäten von Gewerkschaften
mehr überliefert.

10.Mai :Bücherverbrennung.
22.Juni :Verbot der SPD aufReichsebene
27. Juni bis 5. Juli: Selbstauflösungder übrigen Parteien.
14. Juli :NeubildungvonParteienverboten10.
Spätestens imSommer 1933 regiertendieNationalsozialisten

auch in Lauenburg allein. Partei-Veranstaltungen in der Elbe-
stadt waren fortan reine NSDAP-Veranstaltungen. So fand im
September 1933 bei „Stappenbeck" ein Kreisparteitag der
NSDAP statt, an dem mehrere hundert Mandatsträger der
Ortsgruppen teilnahmen1>.

2.1.1. Rassischeund
politische Verfolgung Parallel zur Zerschlagung der politischen Parteienund Organi-

sationen begannen die Natonalsozialisten mit der rassistischen
und politischen Verfolgung. Über die Verfolgung von Juden in
Lauenburg gibt es keinerlei schriftliche Unterlagen. Nach Be-
richten von Zeitzeugen soll jedoch der jüdische Kaufmann
Alexander aus derElbstraße rechtzeitigmit seiner Familie emi-
griert sein. Die Praxis eines jüdischen Arztes 0., der imErsten
Weltkrieg mit dem Eisernen Kreuz ausgezeichnet worden war,
soll von der SA oder SSboykottiert wordensein.Die Stichhal-
tigkeit dieser Aussagenist jedoch fraglich undnichtbelegt. Daß
inLauenburgnicht viele Juden lebten, wirdvon mehreren Zeit-
zeugen behauptet. Laut einer Volkszählung vom 16. 6. 1925
wohnten nur 7 Israeliten in Lauenburg unter insgesamt 4.937
Einwohnern12.

Verfolgt wurden auch Sinti und Roma aus Schnakenbek bei
Lauenburg. In den Jahren 1937/1938 begann im gesamten
Deutschen Reich die Erfassung aller „Zigeuner" unter dem
Vorwand der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung. Im
Herbst 1939 wurde allen „Zigeunern" das Umherwandern ver-
boten. Dies betraf auch die jetzt in Geesthacht lebende Sinti-
Sippe M.. Sie lebte seit 1938 inSchnakenbek. 1939 wurde es ih-
nen untersagt, inLauenburgEinkäufe zu tätigen. Vonden ins-
gesamt 36SintiderSippe überlebten nur 12 dieNS-Diktatur.

Ein weiterer belegter Fall von rassistischer Verfolgung ist die
Familie A.. Mehrere ihrer Mitglieder wurden 1943 nach
Auschwitz (Zigeunerlager) deportiert. Das Familienoberhaupt
Bruno A. war als Soldat eingezogen. Nach der Verhaftung
seiner Familie wandte er sich an die Stadtverwaltung Lauen-
burg:

„Weshalb soll ich für Deutschlandkämpfen, wenn meineFa-
milie auseinandergerissen wird und ich nicht weiß was mit ih-
nenpassiert?"

Nachdem er demonstrativ seine Uniform abgelegt hatte,
wurde er ebenfalls verhaftet und nach Auschwitz gebracht. Er
starb dort am 2. November 194313. Schätzungsweise wurden
während der NS-Diktatur insgesamt 500.000europäische „Zi-
geuner" umgebracht,diemeisten zwischen 1943und1945.

Daß auchdie Verfolgung politischer Gegner der Nationalso-
zialisten in einer Kleinstadt von Bedeutung war, belegen zahl-

12 Landesarchiv Schleswig-Holstein
(LAS),Abt.320Nr. 1392.
13 Die Angabenstammenausden Un-
terlagendesEvangelischen Vereins für
Soziale Dienste inGeesthacht.

10 Aleff, Eberhard. Das Dritte Reich.
Hannover1970,21. Auflage,Seite274.
1'Das Land an der Elbe,6. Jahrgang,
Nr. 10, September 1933, Seite40.

336



reiche Einzelfälle aus Lauenburg. An dieser Stelle ist es nicht
möglich,all' diese Vorgänge imeinzelnendarzustellen. Es kann
daher nur allgemein skizziert und einige wenige Vorgänge ex-
emplarischerläutert werden.

Zunächst wurde imMärz 1933 denKPD-und SPD-Stadtver-
ordneten ihr Amt entzogen. Der SPD-AbgeordnetePiehl be-
schwerte sich am 8. April 1933 beimRegierungspräsidenten in
Schleswig darüber, daß er nicht mehr zu den Sitzungen der
Stadtvertretung und des Fürsorge-Ausschusses geladen wür-
de14. Dieser Vorgang zeigt, daß auch nach der „Machtergrei-
fung" viele Menschennochan das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit
und Aufrichtigkeit der Obrigkeit glaubten. Wie unrealistisch und
naiv dies war, zeigen dieMaßnahmen der Nationalsozialisten im
Rahmen der Reichstags- undLandtagswählenam 5.3. 1933.

Am 15. März wurde ein mit dem Zusatz „Geheim" versehe-
nes, verschlüsseltes Telegramm an alle preußischen Regierungs-
präsidenten durch das Preußische Innenministerium in Berlin
mit folgendem Wortlaut übermittelt: „SämtlicheKommunisten,
die aufReichstags- und Landtagswahlvorschlägen stehen, fest-
nehmen und mit Sammeltransport demPolizeipräsidenten Ber-
lin zuführen..."* 5.

Unter diese Gruppe fiel auch ein KPD-Angehöriger aus
Lauenburg. Er wurde festgenommen, jedoch nicht mehr nach
Berlin überführt, weildortdie Gefängnissebereits überfüllt wa-
ren16.

Haussuchungen wurdenunter anderembei der SPDunddem
Reichsbanner in Lauenburg durchgeführt. Das Vermögendes
SPD-Ortsvereins wurde eingezogen17. Bei KPD-Mitgliedern
wurden ebenfalls ab Frühjahr 1933 Haussuchungen durchge-
führt und Waffen sichergestellt18.

DieMaßnahmen der NSDAP inLauenburg gegen ihre Geg-
ner reichten von Postzensur und den erwähnten Hausdurchsu-
chungen bis zur Überführung in „Schutzhaft" oder sogar in
Konzentrationslager. Insgesamt sind dem Verfasser namentlich
ca. 25 Personen aus Lauenburgbekannt, dieunter diesem Ter-
ror zu leiden hatten.Dies ist jedochnur die „Spitze des Eisber-
ges", dadie Quellenüberlieferung zum Bereich Verfolgung ins-
gesamt ohnehin lückenhaft ist. Folgende Personen aus Lauen-
burg wurden nachweislich in einKonzentrationslager eingewie-
sen:

Gewerbelehrer Niemeyer (1889-Juni 1940, ermordet)
FerdinandHartmann (1884-Mai 1943,ermordet)
MichaelWinkler (1907-Mai 1945,ermordet)
Bürgermeister Dr.MaxMeiling (aus demKZentlassen)
Stadtobersekretär Gießmann (entlassen)
Der erste Ortsgruppenleiter der NSDAP inLauenburg,
Draeger (entlassen).
Der Vorsitzende des Lauenbürger Reichsbanners und

spätere Stadtdirektor und Bürgermeister Richard Reuter
entging laut Aussage des ehemaligen Bürgermeisters Maacke
(1941-1945) seiner Verhaftung nach dem 20. Juli 1944 nur da-
durch,daß er 1941seinen einzigenSohn imKrieg verloren hat-
te19.

14 Stadtarchiv Lauenburg, Bestand II
Nr. 168. Schreiben dcs Richard Piehl
an den Regierungspräsidenten in
Schleswig vom8. 4. 1933." Landesarchiv Schleswig-Holstein,
Abt. 309 Nr. 22930.
16 Ebenda.
17 Landesarchiv Schleswig-Holstein,
Abt. 320 Nr. 840. Schreiben des Bür-
germeisters Petersenan denLandrat in
Ratzeburg vom7.6. 1933.
11 Landesarchiv Schleswig-Holstein,
Abt. 320 Nr. 1084. Unterlagen der
OrtspolizeibehördeLauenburg/Elbe.
19 Stadtarchiv Lauenburg, Bestand II
Nr. 567 und Ziehl, August (Hrsg.),
Geesthacht. 60 Jahre Arbeiterbewe-
gung 1890-1950,Geesthacht 1958,Bild-
teil zwischen Seite 100und 101.
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Als Grund für eine Verhaftungreichte auch inLauenburgbe-
reits dieVerweigerungdes Hitler-Grußes aus. Ineiner Akte sind
mehrereFälle genannt,beidenensich Privatpersonen gegensei-
tig bei der NSDAP denunzierten20.Es gelang den Nationalso-
zialisten also auch, indieser Kleinstadt ihren Herrschaftsappa-
rat bis indas letzteHaus hineinzutragen. Mit welchenMitteln
der Einschüchterung und des Terrors sie dies im einzelnen ta-
ten, soll anhandder politischen Verfolgung mehrerer Personen
exemplarisch dargestellt werden.

EinBeispiel für politische Verfolgung in Lauenburgwährend
der NS-Zeit ist der Fall des Maschinenschlossers Karl Höltig
und Genossen. Die AkteNr. 17 im BestandIIdes Stadtarchivs
Lauenburg trägt den Titel „Ermittlungsakte gegen denMaschi-
nenschlosser Karl Höltig und Genossen wegen kommunisti-
scher Umtriebe".Dabei handelt es sichumein Schriftstück der
Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinschen Staatsanwalt-
schaft von1933.Es ist nicht bekannt, wiedieser Vorganginden
Aktenbestand der hiesigen städtischen Verwaltung gekommen
und hier verblieben ist.

Die Akte beginntmit einem Schreiben des Lauenbürger Bür-
germeisters KurtPetersen anLandratFründt in Ratzeburg vom
30. 10. 1933 mit dem Vermerk „Schutzhaftsache! Eilt!". Peter-
sen führt darin aus, daß dieauf dem Gut Gresse beschäftigten
Lauenbürger Wohlfahrts-Erwerbslosen in einem Trupp von 41
Mann auf der Landstraße vor Boizenburg kommunistische
Kampflieder, unter anderem die Internationale, gesungenhät-
ten. Vorangegangen sei der MaschinenschlosserKarlHöltigmit
einer provisorischen Fahne, einem bunten Zimmermannstuch.
Es sei an einer Kartoffelhackebefestigt gewesen. Das Tuch be-
findet sichnochalsBeweismittel inder Ermittlungsakte. Über-
einstimmende Aussagen von fünf Zeugenund der Beamtender
Landjägerei inder Anzeige hättendazu geführt, daß der Gene-
ralstaatsanwalt es für dringend geboten hielt, daß mindestens
der Rädelsführer in „Schutzhaft" genommen werde. Petersen
selbst sah es nicht als erwiesen an, daß alle 41 Mitglieder des
Trupps mitgesungen hätten. Er wies jedoch auf mehrere be-
kannte, „politisch besonders unzuverlässige", d.h. kommunisti-
sche Personen hin. Weiter führte er aus: „Ich muß wiederholt
daraufhinweisen, daß Lauenburgbesonders rot war undfrüher
über 800 kommunistische Wähler hatte. Lauenburggehörtdes-
halb unbedingt zu den Orten, wo die kommunistische Gefahr,
wenn sie besteht, ebenfalls weiterbesteht. Die kommunistische
Tätigkeit ist aber ganz offenbar hier so organisiert, daß durch
Hausdurchsuchungen und durch persönliche Nachstellungen
bei den von früher bekannteren Kommunisten Feststellungen
nicht mehr zu machen sind. Es besteht deshalb Veranlassung,
hier in Lauenburg noch die schärfsten Machtmitteldes Staates
und deshalb auch Schutzhaftund Konzentrationslager zurAn-
wendung zu bringen. Ich bitte deshalb, über die kommunisti-
schen Mitglieder aus dem anliegenden Vorgang die Schutzhaft
zu verhängen."

Am1.11. 1933 verfügte der Landrat dieFestnahme von insge-
samt 16 beteiligtenLauenbürger Arbeitern. Jedes der Schreiben

20 Landesarchiv Schleswig-Holstein,
Abt. 320 Nr. 844.
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an die Festzunehmenden enthielt folgenden Wortlaut: „Auf-
grund des § 1der Verordnung zumSchutz von Volk undStaat
vom 28. 2. 1933 ... habe ich Sie wegen ihrer Teilnahme an der
vorbezeichneten Demonstration mit sofortiger Wirkung bis auf
weiteres in Schutzhaft nehmen lassen und gleichzeitig Ihre
Überführung in das staatliche Konzentrationslager Papenburg
angeordnet."

Zunächst sollten die Arbeiter ins Altonaer Gefängnis ge-
bracht werden. Aus „Platzmangel" wurden sie jedoch umge-
hend in die Landesarbeitsanstalt in Glückstadt eingewiesen.
Erhalten ist ein zweiseitiger Brief des Häftlings Jantzen an sei-
neFamilie vom 9. 11. 1933 aus Glückstadt. Aufgrund seines In-
haltes durfte er nach einer Zensur offensichtlich nicht abge-
schickt werden und kam so indieErmittlungsakte. Herr Jant-
zen schrieb darinunter anderem:„Wir sindhier nicht direkt im
Gefängnis, aber einen Unterschiedkann ich trotzdem nicht fin-
den. Das einzigeist, daß eskeineEinzelhaft ist..., wirmachenMat-
ten, für's Stück gibt's einenPfennig, mankann 10Pf.pro Tag ver-
dienen... Unsere beidenKleinensindamhärtesten bestraft, undsie
wissennicht weshalb, ich selbst weiß esauchnicht...Eskommt mir
so vor, als ob man für's ganzeLeben gebrandmarkt ist, weilman
einmalKommunist war. Vergessen wird dagegen, daß man vorher
stets als Freiwilliger dem Vaterland gedient hat... Wenn dasbloß
nichtso langedauernmöchte[die „Schutzhaft", der Verfasser/, die
sindhierschonallesoniedergeschlagenundso stumpfsinnig, als
obsiemorgen aufdieSchlachtbanksollen... Aber es ist sehr,sehr
schwer, dieses alleszuertragen.Denganzen Tag hörtmannichts
anderes als immer dasselbe. Wann kommen wir wohl raus, das
macht einenganzblödsinnig."

Diese Worte zeigendeutlich, wie dieHäftlinge unter den Be-
dingungen der „Schutzhaft" psychisch bereits nach wenigen
Tagen litten. Schonam 8. 11. 1933 hatte Jantzen,der sich selbst
als unschuldig bezeichnete, einen Antrag auf Haftentlassung
beim Bürgermeister in Lauenburg gestellt. Gemäß einer An-
ordnung des Landrates vom 7. 11. 1933 sollten die Männer so
lange in Haft bleiben, bis der preußische Innenminister eine
Entscheidung über die Überführung indas KZ Papenburg im
Bezirk Osnabrück getroffen hätte.Doch schon am 12. 11. wur-
den alle 16 Häftlinge nach einer mündlichen Anordnung des
Landrates inRatzeburgausdem Arbeitslager entlassen.

NachBeendigung dieser politischen Haft wurde jedoch wei-
terhin strafrechtlich gegenalle 41Beteiligten ermittelt. Die Ver-
nehmungsprotokolle der Ortspolizeibehörde Lauenburg vom
Januar 1934belegendies.

Zu diesem Zeitpunkt befanden sich zwei der Verdächtigen,
die nicht in Glückstadt eingesessen hatten, im Arbeitslager
Langelesten. Ob weitere Ermittlungen, politische und straf-
rechtliche Verfolgungen stattfanden, geht aus der Akte nicht
hervor. Sie schließt mit den o.a. Vernehmungsprotokollen. Die
Aussagen der Verdächtigen weichendarin ineinzelnen Punkten
voneinander ab. Die wirklichen, genauenVorgängebei der De-
monstration auf der Landstraße bei Boizenburg im Oktober
1933 sind daher nichtmehr endgültig zuklären.
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Der gesamte Fall des Maschinenschlossers Karl Höltigund
seiner Genossen zeigt deutlich, welcher Willkür politisch An-
dersdenkende während der NS-Diktatur ausgesetzt waren und
mit welcher Gründlichkeit und Perfektion es den Nationalso-
zialisten gelang, ihre Herrschaft selbst in den kleinen Städten
undGemeinden zuerrichten.

Ein weiterer Fall von politischer Verfolgung betrifft den
ehemaligen Bürgermeister Dr. Max Meiling (Amtszeit 1923-
-1933) und einiger anderer Personen.Es handelt sich um Män-
ner, die zu Beginn der dreißiger Jahre zum Teil bedeutende Po-
sitionen in der Politik und Verwaltung der Stadt innehatten21.
Trotz ihres unterschiedlichenpolitischen Werdeganges steht die
Verfolgung dieser Personen ineinem Zusammenhang:der Kri-
tik an der NSDAP-Führung in Lauenburg im Jahre 1933. Zu-
nächst wurden der Schiffbauer S. und der Maschinenbauer
Draeger in „Schutzhaft"genommen. Draeger war bis zum 4. 11.
1932 Ortsgruppenleiter der NSDAP in Lauenburg. Er wurde
seines Amtes enthoben und wegen Unregelmäßigkeiten in sei-
ner Geschäftskassenführung am 24. 6. 1933 aus der Parteiaus-
geschlossen. Draegers Nachfolger als Ortsgruppenleiter der
Partei und kommissarischer Bürgermeister wurde der Rechts-
anwalt Kurt Petersen. Er wurde von der Kreisleitung der
NSDAP inMöllneingesetzt.

Nach Darstellung Petersens und des Landrats Fründts be-
gann Draeger nach seiner Absetzung „in unverantwortlicher
Weise innerhalb der Partei gegen den Kreisleiter und den Orts-
gruppenleiter Petersen zu hetzen". „An den Hetzereien und
Treibereien gegen den kommissarischen Bürgermeister und
Ortsgruppenleiter..., sowiegegen den Kreisleiter derNSDAPbe-
teiligten sich inderFolge der SchiffbauerS., derBäcker... P„ der
Polizeihauptwachtmeister H„ der Stadtobersekretär G. und
dessen Ehefrausowie der Bürgermeister LR. (im Ruhestand)Dr.
Meiling in Lauenburg."„Die von Draeger und S. in Gemein-
schaft mit den vorgenanntenPersonen in Lauenburg/E. betrie-
benen Intrigen hattenFormen angenommen, durch die die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung in der Stadt Lauenburg/E. in
erheblichem Umfangegefährdet waren.

Insbesondere deshalb, weil an diesen Intrigen der Maschi-
nenbauer Draeger, der Schiffbauer S„ der Bäcker P. und der
Stadtobersekretär G. als ehemalige oder noch derNSDAP an-
gehörenden Mitglieder teilgenommen haben. Die besondere
Aufmerksamkeit und die strengenMaßnahmen, die diese Vor-
gänge erforderten, waren begründet und notwendig durch die
örtlichen Verhältnisse der Stadt Lauenburg/E.. Diese Stadt bil-
dete von jeher in politischer Hinsicht einen starken Unruhe-
herd... Seit der Regierungsübernahme durch die nationale Re-
gierung haben die früher von linksradikaler Seite betriebenen
Unruhen in der Stadt Lauenburg/E. aufgehört. Nachdem Ein-
setzen des Ortsgruppenleitersder NSDAP, Rechtsanwalt Peter-
sen, als kommissarischer Bürgermeister hat jedoch wieder eine
starke Beunruhigung die Stadt ergriffen, die auf die Machen-
schaften der eingangs bezeichneten Personen gegen den kom-
missarischen Bürgermeister zurückzuführen sind... Von den

21 Landesarchiv Schleswig-Holstein,
Abt. 301 Nr. 5000, „Verwaltung der
StadtLauenburg 1889-1933".
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vorgenannten Personen wurde schließlich in der Stadt Lauen-
burg das Gerücht verbreitet, daß der kommissarische Bürger-
meister seines Amtes enthoben werden würde unddaß auch der
Kreisleiter seine Parteistellung verlieren werde. Weiter war das
Gerücht verbreitet, daß unter der Führung Draegers und S.'s
die Absetzung des kommissarischen Bürgermeisters Petersen
und die EinsetzungS.'s aufdem Wege eines Putsches durchge-
führt werde, wenn Petersen nicht abberufen werde." ... „Ange-
sichts dieser Sachlage war daher ein scharfes Zugreifen gebo-
ten.1
'22

In der Tat wurde hart durchgegriffen. Auf Anregung des
Kreisleiters der NSDAP, Hans Gewecke, wurden mit Zustim-
mung des Oberpräsidentenin Kiel beidengenanntenPersonen
Hausdurchsuchungenvorgenommen. Diese ergaben nach Aus-
sage des LandratsFründt, daß Draegerund S. mit einemMini-
sterial-Direktor im Preußischen Innenministerium inBerlin in
Verbindung standen, um den Rechtsanwalt Petersen inLauen-
burg abzusetzen. Der Landrat ließ Draeger und S. daraufhin
aus „Gründen der öffentlichenSicherheit" in Schutzhaft neh-
men. Er hoffte, daß gegenbeideMänner aucheinrichterlicher
Haftbefehl erlassen werden würde. Dies geschah jedoch nicht.
So blieben Draeger und S. in Schutzhaft. Für beide Personen
wurde das Post-,Brief-, Telegramm- und Fernsprechgeheimnis
aufgehoben.

Auchder Polizeihauptwachtmeister H., der Bäcker P.und die
Frau des Stadtobersektretärs G. wurden in „Schutzhaft" ge-
nommen. Sie wurden am 14. August 1933 entlassen, nachdem
sie eine Erklärung abgegeben hatten, daß sie sich jeglicher
staatsfeindlicher politischer Betätigungenthalten würden. Laut
Landrat Fründt wurde dagegen Draeger„inFolge eines Verse-
hens" mit anderenpolitischen Gefangenenaus der Strafanstalt
Hamburg-Fuhlsbüttel in dasKonzentrationslager Papenburgin
Ostfriesland überführt. Der Landrat beantragte Draegers Ent-
lassung.

Zwei andere Männer,die angeblich auch an den Vorgängen
gegenPetersenbeteiligt und inSchutzhaft waren, ließ der Land-
rat indasKonzentrationslager KuhlenbeiRickling (Kreis Sege-
berg) bringen: Stadtobersekretär G. und den früheren Lauen-
bürger Bürgermeister Dr. Meiling. Nach der Machtergreifung
der Nationalsozialistenhatte er im Sommer 1933 indenRuhe-
stand gehen müssen. Ortsgruppenleiter Petersen beantragte
beim Regierungspräsidenten in Schleswig die Entlassung G!s
aus dem öffentlichenDienst gemäß dem Gesetz zur Wiederher-
stellungdesBerufsbeamtentums vom7. 4. 1933.NachAussagen
Petersenshabe G. versucht,ihmeinenichtarische Abstammung
nachzuweisen, da er (Petersen) mit zweitem Vornamen „Sa-
muel" hieße. Nachdem G. aus dem KZ entlassen worden war,
bemühte er sich um eine andere Position. G. fand in Walters-
hausen in Thüringen eine Stelle. Petersen zogdaraufhin am 8.
September 1933 den Antrag auf Entlassung G!s aus dem öf-
fentlichenDienst zurück.

Auch denehemaligen Bürgermeister Meiling wolltePetersen
noch nach dessen Pensionierung „entlassen",d.h. die Meiling 22 Ebenda.
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zustehendenRechteund finanziellen Leistungennehmen. Mei-
lingstünde nicht uneingeschränkt hinter der„nationalenRegie-
rung", so Petersen,und habe überwiegend mit denLinken der
Lauenbürger Stadtvertretung zusammengearbeitet. Aber auch
diesenAntrag zogPetersenam 28. 8. 1933 zurück. Meiling wur-
dewie G. aus demKZentlassen.

Dieser gesamte Vorgang verdeutlicht, wie skrupellos Natio-
nalsozialisten gegen jeden vorgingen, der ihnen im Weg stand.
Die politischen Überzeugungen ihrer Gegner waren dabei un-
bedeutend. Funktionsträger wie Draeger und NSDAP-Mitglie-
der wie S. oder P. wurden ebenso verfolgt wie einangesehener
Bürgermeister, der mit den„Linken"zusammengearbeitet hat-
te. Wer sich der Diktaturnichtbedingungslos unterordnete, war
ein „Feindder Volksgemeinschaft". Doch selbst wer sich an-
paßte, war nicht geschützt vor der Willkür einzelner Personen
im Parteiapparat der NSDAP. Die beschriebenen Ereignisse
zeigen, wie wichtigin einempolitischen System dieBegrenzung
derKontrollederMachtbefugnisseeinesEinzelnensind,umdie
Freiheit und Rechte des Bürgers zuschützen.

Verfassung und
Kommunalpolitik

Die Rechte des Einzelnen wurden von den nationalsozialisti-
schenMachthabern jedoch inder praktischen Politik nicht nur
mit Füßen getreten, sondern zuvor konsequent und systema-
tischunter demDeckmantel streng formaler Rechtsstaatlichkeit
durch Gesetze, Verordnungen und Erlasse abgeschafft. Diese
gesetzgeberischenMaßnahmen wurden für allestaatlichenund
gesellschaftlichen Entscheidungsebenen und damit auch für
daskommunale Aufgabenfeldgetroffen.

Kurz nach der sogenannten „Machtergreifung" am 30. Ja-
nuar 1933 machten sich dieneuen Machthaber daran, dasReich
undseine Gliederung neu zu gestalten.Gesetze wie solche über
die Gleichschaltung der Länder und über die Einsetzung von
Reichsstatthaltern,brachten imEinklangmit dem „Führerprin-
zip" des NS-Staates eine Umkehrung der politischen Willens-
bildung von oben nachunten.Bereits am 15. Dezember 1933 er-
ließ das Land Preußen eine neue Gemeindeordnung, die das
„Führerprinzip" auf kommunaler Ebene gesetzlich fixierte.
1 1/2 Jahre später erließ das Reich die „Deutsche Gemein-
deordnung" (1. April 1935), diedann die Grundlage des kom-
munalen Verfassungsrechtsbis zur Kapitulation im Jahre 1945
bildete.

Mit der DeutschenGemeindeordnung wurdendiekommuna-
lenKörperschaftengleichgeschaltet. ImVorwort zur Deutschen
Gemeindeordnung heißt es: „DieDeutsche Gemeindeordnung
ist ein Grundgesetz des national-sozialistischen Staates. Auf
dem von ihr bereiteten Boden wird sich derNeubaudesReiches
vollziehen". Obgleich die Gemeindeordnung den Begriff der
kommunalen Selbstverwaltung kannte, bedeuteten ihre Be-
stimmungen eine konsequente Aushöhlungseines wesentlichen
Inhaltes. Die Gemeinde als Träger einer politischen Willensbil-
dung, die sich durch die Entfaltung eines Eigenlebens äußerte,
entsprach nicht der Grundphilosophie desNS-Staates. So wur-
den zum Beispiel dem Beauftragten der NSDAP, derdurch die
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Kreisleitung der Partei bestimmt wurde, Einwirkungsmöglich-
keiten beider Berufung des Bürgermeisters, der Beigeordneten
und der Beiräte sowie bei dem Erlaß der Hauptsatzung ge-
währt. Das nationalsozialistische Kommunalverfassungsrecht
beseitigte eine der wesentlichen Grundlagen der kommunalen
Selbstverwaltung — die unmittelbare oder mittelbare Mitwir-
kung der Bevölkerung an der innergemeindlichen Willensbil-
dung.

In der Stellung des Bürgermeisters kam der Grundtenor der
national-sozialistischenKommunalpolitik zum Ausdruck. Ihm
wurdendie ausschließliche Führung der Verwaltung, die Vertre-
tungder Gemeindeunddiepolitische Willensbildungaufgetra-
gen.DenBeigeordnetenund Stadträten,die nichtgewählt, son-
dern berufen wurden,stand lediglich eine beratende Funktion
zu. „Entschließungen" wurden allein vom Bürgermeister ge-
faßt. In Lauenburg wurden acht ehrenamtliche Gemeinderäte
(Ratsherren) und zunächst drei Beigeordnete ernannt. Deren
Zahl wurde 1941aufvier erhöht.Jeder der Beigeordneten hatte
einbestimmtes Verwaltungs-Referat zu leiten23.DieBürgermei-
ster während der NS-Zeit in Lauenburg waren Kurt Petersen
(1933-30. 6. 1940) und Rudolf Maacke (Februar 1941-Frühjahr
1945).Maackestarb noch vorKriegsende 194524.

Für denZeitraum 1933-1945 sind im Stadtarchiv Lauenburg
kaum Unterlagen vorhanden,die einen Einblick in die politi-
schen Entscheidungsprozesse jener Zeit gewähren. Durch die
Einführung des „Führerprinzips" auf kommunaler Ebene
wurden alle Entscheidungsbefugnisse in den Händen des
Bürgermeisters vereinigt. Diese Beseitigung eines der wesentli-
chenMerkmale der kommunalen Selbstverwaltung, der Beteili-
gung der Bevölkerung an der städtischen Willensbildung,
bedeutete außerdem eine Verarmung der Aussagekraft der
Aktenunterlagen: Ausschußsitzungen fanden nicht statt; An-
fragen seitens der Parteien und Interessenträger wurden nicht
eingereicht; Auseinandersetzungen innerhalb der Verwaltung
wurden nicht aktenkundig; Öffentlichkeit bzw. eine Berichter-
stattungkam nicht vor.Kurzum

— die Hintergründe einer ein-
zelnen politischen Handlung lassen sich nur noch schwer re-
konstruieren. In einer Diktatur sind politische Entscheidungen
selten transparent — weder für die Zeitgenossen noch — je
nachQuellenlage — für einzelne Historiker mehrere Jahrzehn-
te später.

Im selben Jahr, in dem die Deutsche Gemeindeordnung in
Kraft trat, besuchte Adolf Hitler die Stadt Lauenburg. Nach-
dem er in Hamburg am „Waffentag der Deutschen Kavallerie"
und an einer Veranstaltungder Opernfestwoche teilgenommen
hatte,durchfuhr eram 24. Juni 1935 dieStadt Lauenburg,woer
von derBevölkerunggefeiert wurde25.

Auch die örtlicheNSDAP-Führung bemühte sich, die eigene
kommunalpolitische Arbeit durch gezielte Propaganda als
durchweg erfolgreich und positiv darzustellen. Ein gutes
Beispiel dafür ist die Rede Bürgermeister Petersens anläßlich
einer öffentlichenKundgebung der NSDAP im Hotel „Stap-
penbeck" am 3. März 1936. Sie ist in vollem Wortlaut erhal-

23 Stadtarchiv Lauenburg, Bestand II
Nr. 171 und Nr. 419. Schreiben dcs
Landrates an Bürgermeister Petersen
vom17. 10. 1934undNiederschriftder
Sitzung mit den Gemeinderäten vom
25. 4. 1941." Stadtarchiv Lauenburg, Bestand II
Nr. 411. Protokoll der Gemeinderats-
sitzung vom5. 3.1941, Seite1 undDas
Land an der Elbe, 14. Jahrgang, Nr.
3/4,März/April 1941, Seite6 f.
25 Das Landan derElbe, 8. Jahrgang,
Nr. 7, Juli1935,Seite1 f.

Rudolf Maucke, Bürgermeister 1941-
-1945.
Foto:StadtarchivLauenburg/Elbe
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ten26. Petersen rühmt darin die Aufbauarbeit der NSDAP in
Lauenburg, insbesondere die finanzielle Gesundungder Stadt-
kasse, den Ausbau von Straßen sowie den Bau der Reichsmo-
dellbauschule,die am 12. 4. 1936 eingeweiht wurde27.Hier wur-
den Segelflugzeuge hergestellt, um den Fliegernachwuchs zu
schulen. Gleichzeitig wies Petersen darauf hin,daß Lauenburg
durchdieRandlage im äußersten südöstlichen Winkel desKrei-
ses Herzogtum Lauenburgund des Regierungsbezirkes Schles-
wig wenigAussicht auf eine wirtschaftlicheBelebunghätte.Ei-
ne neu aufgestellte SA-Standarte und die ärztliche Verrech-
nungsstelleSüd-Holstein hättendie Stadt 1935 aus diesemoben
angegebenenGrund wieder verlassen.

Die NS-Ideologie und -Propaganda spielte auch in der
Lauenbürger Kommunalpolitik eine bedeutende Rolle. Beson-
ders anschaulich wird dies anhandeinerNSDAP-Mitgliederver-
sammlung am 10.Juni 1936. Diesestand im Zeicheneines Vor-
trages des Kreisschulungsleiters, Rektor Schwarz über den
„Rassegedanken in der nationalsozialistischen Weltanschau-
ung". Wörtlich heißt es in einem Zeitungsbericht über diesen
Vortrag:

„Norddeutschlandist als der Ursitz der germanischen Men-
schen anzusehen. Von hier aus haben diese dannDeutschland
und Europa besiegt, beherrscht und zur Kultur geführt. Der
Führer, der uns rassisch denken gelehrt hat, hat am 30. Januar
1933 nun den Weg freigemacht für eine ungeheure Arbeit, die
einzigundalleindemRassengedankendient."2*

Selbst vor denKleinstädtenmachte die systematische Indok-
trination der Menschen durch die Nationalsozialisten nicht
halt. Oberflächlich betrachtet hatte die Ortsgruppe Lauenburg
damit in der Bevölkerungoffensichtlich Erfolg: ImNovember
1937 hatte dieNSDAPhier 720 Mitglieder. Nachdem im April
1937 eine Aufnahmesperre verhängt worden war, wurden nun
340 Anwärter auf einmal in die Partei aufgenommen29.Bei ei-
ner Einwohnerzahl von 6.015 im Jahre 1939 waren somit ca.

26 Allgemeine Lauenburgische Land-
eszeitung, 66. Jahrgang, Nr. 57,
Lauenburg7.3. 1936, Seite 3.
27 Ebenda, Nr. 75, Lauenburg
28. 3. 1936, Seite 7.
28 Ebenda, Nr. 135, Lauenburg
12. 6. 1936, Seite3.
MDas LandanderElbe, 10. Jahrgang,
Nr. 11, November1937, Seite44.

Das Foto, das durch die Aufnahme-
perspektive den Eindruck eines ju-
belnden Empfangs InLauenburg un-
terstützt, war mit folgenden Zeilen in
der Originalfassung unterschrieben:
Jungundaltbegrüßen denFührer am
Glüsinger Weg. (1935) —

RS
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12% der Lauenbürger (ohneBerücksichtigung der Altersgrup-
pen) formellMitglied der NSDAP30.Esmuß an dieser Stelle je-
doch betont werden, daß die reine Mitgliederzahl der NSDAP
noch nichts über die Aktivitäten der Parteigenossen und die
Verankerungder nationalsozialistischenWeltanschauung inder
Bevölkerungaussagt.Für dieBeantwortungdieser Frage fehlen
dieentsprechendenQuellen.

3.2. Weltkrieg und Be-
freiung vom National-
sozialismus

Für die Zeit des Zweiten Weltkrieges in Lauenburgist die Über-
lieferung an Unterlagen ebenso lückenhaft wie für die Vor-
kriegszeit. Gleichwohl ist es möglich, anhand einiger ausge-
wählter Themen-Schwerpunkte diesen Zeitabschnitt etwas nä-
her zubetrachten.

Als Adolf Hitler am 1. September 1939 im Reichstag zur
Kriegserklärung an Polen sprach, ermahnte die „Lauenburgi-
sche Landeszeitung" die Lauenbürger Bevölkerung zu„Beson-
nenheitund Vertrauen". In einem Artikel mit der gleichlauten-
denÜberschrift heißt es wörtlich:„..., denndas ganzedeutsche
Volk blickt voll Vertrauen aufseinen Führer, weil es weiß: Was
derFührer tut, ist immer richtig."3* Ob alle Lauenbürger diese
Meinung teilten, ist zu bezweifeln. Von Zeitzeugen wird die
Stimmung bei Ausbruch des Zweiten Weltkrieges eher als ge-
drückt und ruhigbeschrieben. Von überschwenglicher Begeiste-
rung wie 1914kannauf keinenFallgesprochenwerden.

Weitere Schlagzeilen im Lokalteilder Zeitungam 1. Septem-
ber 1939 waren „Achtung! Luftschutz!" und „Ziviler Luft-
schutz aufgerufen!" Auf derselben Seite finden wir aber auch
Alltägliches wie „Statt Kaffee eine nahrhafte Suppe" oder„Schießwütiger, abgeblitzterLiebhaber"32.

Darin zeigt sich auch derWiderspruch, die Gegensätzlichkeit
der Ereignisse, die Überraschung und auch etwas Hilflosigkeit
und Unfaßbarkeit in der Lauenbürger Bevölkerung angesichts
der Ereignisse dieses Tages. Es muß für den einfachen Bürger
schwer faßbar gewesen sein, daß nur 21 Jahre nach Ende des
Ersten Weltkrieges mindestens einneuer Krieg inEuropadroh-
te.

Die Auswirkungen des Krieges spürte die Bevölkerung in
Lauenburg schon recht bald. Neue Einschränkungenund Re-
glementierungen, wie dieEinführung der Lebensmittel-Bezugs-
scheine, der Mangel an Grundnahrungsmitteln, die Verdunk-
lung und die ständige Angst vor Bombenangriffen sind hier zu
nennen. Dabeiverfügte Lauenburgbei Kriegsbeginnnochnicht
einmal über eineLuftschutzsirene.DieFeuerwehrsireneund die
Dampfpfeifen der Betriebe mußten diese Funktion überneh-
men33. Das Abhören feindlicher, d.h. ausländischer Sender,
wurde durch denMinisterrat für dieReichsverteidigung verbo-
ten34.DieGeburtenjahrgänge1911und 1912 wurdenaufgerufen,
sich für die Wehrpflicht zwischen dem 16. und 19. September
1939 imLauenbürger Schloß erfassen zu lassen35.

Die Gefahr englischer und später amerikanischer Bomben-
angriffe bestand auch für Lauenburg. Häufig führten diePilo-
ten sogenannte Notabwürfe durch, wovon auch Lauenburg

31 Lauenburgische Landeszeitung/
Geesthachter Zeitung, 69. Jahrgang,
Nr. 204,Lauenburg 1.9. 1939, Seite 4.
32 Ebenda.
33 Ebenda.
34 Lauenburgische Landeszeitung/
Geesthachter Zeitung, 69. Jahrgang,
Nr. 205, Lauenburg 2./3. 9. 1939,
Seite3.
35 Ebenda, Nr. 216, Lauenburg
15.9. 1930,Seite3.

30 Volkszählung 1939 Schleswig-Hol-
stein.Die Wohnbevölkerungnach Ge-
meinden. Statistisches Landesamt
Kiel.
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nicht verschont blieb. Der Landrat inRatzeburgmußte in tägli-
chen Ereignismeldungen über derartige Vorkommnisse an den
RegierungspräsidenteninSchleswigberichten36.Für Lauenburg
sind dort für denZeitraum 1941-1944 häufignächtlicheFlieger-
alarme verzeichnet. Wie eine derartige Ereignismeldung aus-
sah, sei hier anhanddesBerichts über einen Luftangriff am 20.
Juni 1940 dargestellt:

„Heutenacht1.40und 1.50 Uhr haben2 feindliche Flugzeuge
die Stadt Lauenburg an derElbe mit 10Brandbomben und au-
ßerdem mit 5 Sprengbomben beworfen. Außer der Unterbre-
chung der Fernsprechleitung Berlin-Hamburg sind keine Sach-
und Personenschäden eingetreten.Ferner ist ein Sprengtrichter
vorhanden (vermutlich Blindgänger); der vermutliche Blind-
gänger liegt so, daß die Schiffahrt aufder Elbe unddem Elbe-
Lübeck-Kanal bei Lauenburg/Elbe und die Eisenbahnstrecke
Büchen-Lüneburg bei Lauenburg/Elbe gesperrt werden muß.
Die Ortspolizeiverwaltung Lauenburg/Elbehat bereits das Er-
forderliche wegenEntsendung eines Sprengkommandos veran-
laßt."31

Zwar gab es in Lauenburg eineseit 1934 tätige Luftschutzor-
ganisation mit dem Bürgermeister als örtlichemLuftschutzlei-
ter, einer Befehlsstelle, einem Sanitätsdienst im Krankenhaus,
der Feuerwehr und einem Räumungstrupp, der auch mit
„Gasspürern undEntgiftern" ausgestattet war38.Einem wirkli-
chen massiven Bombenangriff, wie ihn der britische Feldmar-
schall Montgomery ursprünglich auf die Stadt Lauenburg im
April 1945 plante,hätteder Lauenbürger Luftschutzaber nichts
entgegensetzen können. Von derartigen Verwüstungen blieb
Lauenburgnochbis zum April 1945 verschont.Dennoch wur-
den dieEinwohner direkt mit denFolgender massiven Luftan-
griffe auf Hamburg konfrontiert: Viele Evakuierte wurden in
Lauenburguntergebracht.

Zwischen dem 24. und 30. Juli 1943 war die Hansestadt
Hamburg im Rahmen des Unternehmers „Gomorrha" 5 Luft-
angriffen ausgesetzt. Ein weitererAngriff erfolgte inder Nacht
zum3. August 1943. Insgesamt 10.000 TonnenBomben wurden
abgeworfen. Ende Juli waren 30.482 Tote, darunter 5.586 Kin-
der, zubeklagen. 50.000 Menschen waren verwundet oder ver-
krüppelt. 277.330Wohngebäudeund 580Industriebetriebe wa-
ren zerstört.

ImStadtarchiv Lauenburgbefindet sich inderSondersamm-
lung„Der Zweite Weltkrieg in Lauenburg" die Abschrift eines
Aufsatzes, den die Schülerin an der Albmus-Schule,Liselotte
W., im Jahre 1943 verfaßt hat.Er zeigt einerseits dieBetroffen-
heit über die schrecklichen Ereignissenach denBombenangrif-
fen, verdeutlicht auf der anderen Seite aber auch den Geist, in
dem die Kinder während der NS-Zeit erzogen wurden. Der
nachstehende Aufsatz solldaher für sich selbst sprechen:

„Wirhalfen denHamburgern!
In der Nacht vom 25.-26. Juli d.J. war wiederum Flieger-

alarm. Meine Eltern sorgten dafür, daß ich mit ihnen schnell-
stens in denLuftschutzkeller kam. Hier war bereits die ganze
Hausgemeinschaft anwesend. Jeder hatte seine wertvollsten

36 Landesarchiv Schleswig-Holstein,
Abt. 301Nr. 6213.
37 Ebenda,Nr. 6212."Das Landander Elbe,13. Jahrgang,
Nr. 9/10,Lauenburg September/Okto-
ber 1940,Seite17 f.
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und wichtigsten Sachen im Koffer eingepackt und mitgenom-
men.Mein Vater alsLuftschutz-Hauswartging des öfterennach
oben auf die Straße, um sich nach dem Stand des Fliegeran-
griffs zu überzeugen. Wir imKellerhörtenviele Flugzeuge über
unser Haus hinwegbrummen; meine Mutter sagte, es wären
Feindflugzeuge, sog. Bomber, in RichtungHamburg. Da, plötz-
lichkam mein Vater in denKellerzuuns und teilte uns mit, daß
über demHamburger Gebiet dieHöllelos sei und daß es sich
nach der Zahl der Flakschüsse, den Strahlenbündeln der
Scheinwerfer sowie der vielen Streifen der Leuchtspurmunition
zuurteilen, umeinen Großangriff handelnmüsse.

Ich wollte diesesSchauspielauch mal sehen undbegab mich
für einen Augenblick auf die Straße, um sodann aber gleich
wieder in den Keller zurückzukommen. Auf der Straße in
HimmelsrichtungHamburgbotsich meinen Augen ein Bilddes
Schreckens undEntsetzens. Glutrot war der Himmel, und tag-
hell war die Nacht gelichtet. Welch ein Schrecken, welch ein
Kampf, einRingen aufLeben und Todmagsich in diesenMinu-
ten unter Hamburgs Himmel abgespielt haben. Wir hier in
Lauenburg waren froh, davon nicht betroffen zu sein, und als
nach ca. 45MinutenEntwarnungertönte, war auch die Gefahr
für uns vorüber, sodaß wirdenKeller verließen unduns wieder
insBettbegaben.

Inder Nacht vom 27.-28. Julierfolgte wieder ein Großangriff
englischer und amerikanischerBomber, es sollen ca. 800gewe-
sen sein, auf Hamburg. Und noch in derselben Nacht erlebte
Lauenburg die Auswirkung dieses schauderhaften und teufli-
schen Angriffs. DieserAngriff warnoch weit schlimmer alsder
erste in derNacht vom 25. zum 26. Juli. Die feindlichenBom-
benflugzeuge warfen in der Mehrzahl Phosphorbomben als
Sprengbomben. Die Auswirkung diesesAnschlags war, daß die
Hansestadt Hamburg an allenEcken brannte, brannte wie eine
Fackel. Auf Anordnung der Behörden und der Partei wurde
Hamburg noch in dieser Nacht evakuiert. Männer, Frauen und
Kinder, alles strömteaus derHöllehinaus zu den Sammelstel-
len im Hafen, um von dort aus mit Schuten, Motorbooten,
Schiffen abtransportiert zu werden, ganz egal wohin, kein aus-
gemachtes Ziel, nur weg, weg, rette sich, wer kann!Das waren
in dieserNacht dieRufe der Hamburger.Da gab es keine Über-
legung, ob, wer und wohin und wann, die Wohnstätte verlassen
werden sollte, an Eigentum und Besitz konnte nicht mehr ge-
dacht werden, jeder rettete nur das nackte Leben, sofern er in
derLage war undihm dasSchicksalhierzu verhalf.

Die vorFeuersbrunst undBombensplitter fliehendeEinwoh-
nerschaft rannte zu den bereitgestellten Flußfahrzeugen und
auch zu den wartenden Personenautos,Lastkraftwagen, Omni-
bussen usw.; jede sich bietende Fahrgelegenheit wurde wahrge-
nommen.

Gegen 3 Uhr nachts kamen die ersten Fluß- undLandfahr-
zeuge hier in Lauenburgan. Aber nicht alleFährzeugekonnten
ihreMenschenfracht hier in Lauenburgabladen, das wäre ein
zu großer Menschenzustrom geworden. PolizeiundParteisorg-
ten dafür, daß die meisten Fahrzeuge nach Übernahme von
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Wasser, Proviant und Medikamenten weiter durchgeschleust
wurden. Menschen,Menschen auf dem Wasserwege und auch
zu Lande, alles nach Lauenburg, jeder erwartete hier Unter-
kunft! Jeder Lauenbürger Haushalt wähltesich dieEinquartie-
rung so, wie sie vor seiner offenen Tür stand. Manche kleinen
Familien nahmen bis 10 Personen auf, geschlafen wurde im
Hausflur aufHolzfußboden, Kellern, Scheunen usw., ein jeder
fühlte sich mit diesen Bombenflüchtlingen verbunden. Umkei-
ne überhitzten Gemüter aufkommen zu lassen, wurdemit ihnen
allesgeteilt,Raum, Wohnung, Verpflegung.

Und wie kamen sie hier bei uns an, Männer, Frauen,Kinder,
alleaufgeregt von dem grausigen Geschehen, welches sie erlebt
hatten und welches wie Geisterspuk über sie kam, die Kleider
angebrannt, Gliedmaßen verbrannt, das Gesicht vomRauchge-
schwärzt, verletzt von dem Gestein und brennendem Gebälk
der einstürzenden Häuser. Im Nachthemd, in Unterkleidung,
Säuglinge in Decken gehüllt, so kamen sie bei uns an, die an
sich vorherstolzen Hanseaten!Am nächsten Tagekamein wei-
terer Flüchtlingsstrom an, aufKraftwagen aller Art. Viele hat-
ten ihr wenigesgerettetes Gut auf Wagen aufgeladen undbrach-
ten dieses mit. Welche Gedanken mögenin diesen Minuten bei
diesen unglücklichen Völksgenossen geweilt haben? In einer
Nacht ganz arm zu werden und jetzt auf der Landstraße mit
dem wenigenHab und Gut einer noch ungewissen neuen Hei-
mat entgegenzuwandern?Diesen Heimatlosen mußte geholfen
werden!

Bei ihrem Ankommen in Lauenburg traten das Rote Kreuz
und sonstige Hilfsorganisationen in Aktion!Die Molkerei lie-
ferte Butter, und Brot wurde vom Bürgermeister aus einer
Großbäckerei der Umgebungbeschafft. Schulen, Säle undgro-
ße Fabrikarbeitsräume wurdenbelegt.

Aber nicht allein dieErwachsenen haben hier geholfen, son-
dern auch wir, die Jugend, haben unserenEltern in derFürsor-
ge dieser vom Schicksal schwer betroffenen Volksgenossen
wahrhaftignicht nachgestanden. Es istfür uns als heranwach-
sende Jugend und Trägerin der Völkskraft eine Selbstverständ-
lichkeit, für unser Vaterland etwas Nützliches zu leisten. Als
unsere BDM-Führerin uns zum Einsatz aufrief, da halfen wir,
wo wir nur konnten. Ichfür meine Person willnur erwähnen:
Ich habe vom Dampfer Handkoffer getragen, Flüchtlinge mit
ihrem wenigen Gepäck zu ihren Quartieren geführt, kleineKin-
der betreut, Auskünfte erteilt usw. Bei der Suchstelle habe ich
auch mitgeholfen, da, wo Männer ihre Frauen, Frauen ihre
Männer,Eltern ihreKinder undKinder ihreEltern suchten. Ich
habe da manche Träne fließen sehen und auch mitgeweint!
Ganze Familien waren durch die Flucht auseinandergerissen,
viele Männer undFrauen mußten erfahren, daß manches treue
Familienmitglied, die Inge oderder Hans,nicht mehr amLeben
war. Aber auch viele Tränen der Freudehabe ich erlebt, alssich
manche wiederfanden. In diesen Augenblicken dachte ich an
Schillers Glocke:„..undsieh, ihm fehltkein teures Haupt'

Wir Mädels haben in unseren helferischen Leistungen den
Jungen nichtsnachgestanden, ich meine der HJ, wir waren vom
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BDM. Mein Vater sagt, hier in dieser Not, heißt es zu helfen,
ganz egal, wo man steht. Am nächsten Tag sah ich an den
Mauern in der Stadt undan denHäusern viele mit Kreide ge-
schriebeneHinweise:

1. Ichgrüße Euch, VaterundMutter!Ichlebe!
SohnFritzHausmann,Hamburg27,Marckmannstraße 2.

oder
2. Wir leben, reisenabnachMagdeburg,Sohn, komme nach!

Eltern, WalterHeinesundMutter,Hamburg, Röhrendamm34.
Ja, die Hamburger Bombenflüchtlinge waren keine geschla-

gene Armee! Keiner hat gemeutert! Wohl über die gemeine
Kriegsführung desFeindes geschimpft und diesen verflucht, sie
waren traurig, suchtendadurch, ihrLoszuertragen.

Ich als Schulmädel habe in diesen Tagen viel Leid gesehen
undichfrage mich:Mußte dassein?

Ichsageneinundabermals nein!
Mein Vater hat meinen Aufsatz durchgelesen, bevor ich ihn

in der Schule abgebe, er sagt, er wäre in Ordnung, denn es ist ja
die Wahrheit."

Ebenso wie die Fliegeralarme ein Teil des Alltags der Lauen-
bürger Bevölkerung im Zweiten Weltkrieg waren, gehörtendie
hier untergebrachtenKriegsgefangenenzum Bildder Stadt.

Zur Erhaltungseiner Kriegsproduktion war das Dritte Reich
zunehmendauf denEinsatz von ausländischen Arbeitskräften
angewiesen. Kriegsgefangenesowie Zivilarbeiter wurden einge-
setzt.Unter „Zivilarbeitern" sind sowohl „Fremdarbeiter", d.h.
angeworbene Arbeitskräfte, als auch „Zwangsarbeiter", d.h.
Verschleppte, überwiegend PolenundRussen,zu verstehen.

Dieses Thema ist inder regionalhistorischenLiteratur erst in
jüngster Zeit aufgegriffen worden.39 Als nach der Eroberung
der Niederlande, Belgiens und Frankreichs durch dieDeutsche
Wehrmacht 1940 französische,belgische und niederländische
Soldaten als Kriegsgefangene nach Deutschland kamen, wur-
den auch der Stadt Lauenburg zunächst 60 Gefangene als Ar-
beitskräfte zugeteilt. Untergebracht wurden sie ab September
1940 im Lager Elbstraße 18 in einem Kellerraum,der von der
Stadt für 60 Reichsmark monatlich angemietet worden war.
Das Kriegsgefangenen-Arbeitskommando Lauenburg erhielt
die Nummer 928 und unterstand militärisch und verwaltungs-
technisch dem Kriegsgefangenen-Mannschafts-Stammlager
(Stalag) XA in Schleswig.Die Gefangenen wurdenals Arbeits-
kräfte aufdie Betriebe, die bereits im August vorsorglich Ge-
fangene bei der Stadt angefordert hatten, verteilt. Aus den
Lohnabrechnungen geht hervor, daß sie im Durchschnitt acht
Stunden pro Tag arbeiteten.Der Grundlohnpro Arbeitstag für
„nicht-sowjetische" Gefangene in der Land- und Forstwirt-
schaft betrug 0,70Reichsmark (ab 1. 11. 1943). Dennoch waren
dieKriegsgefangenennicht immer billigere Arbeitskräfteals die
Deutschen. Sobeschwerte sich dieFleischer-Innung desKreises
HerzogtumLauenburgbereits im August 1942beim Lauenbür-
ger Bürgermeister darüber, daß einKriegsgefangener imMonat
ca. 160Reichsmark Lohnbekomme,ein deutscher Geselle hin-
gegen nur 130 Reichsmark. Die Ursache dafür lag in der

39 Für unser Gebiet gibt es allein die
Studie „Verschlepptzur Sklavenarbeit,
Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter
inSchleswig-Holstein".
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Umlage der städtischen Kosten für die Lagermiete, Heizung,
Licht usw. auf den Unternehmer durch einen sogenannten
StundenzuschlagaufdenLohn derKriegsgefangenen.

Regelmäßig wurde vonMontag bis Freitag vom 6.30 Uhr bis
16.30Uhr sowieam Samstag vormittag gearbeitet. DerSonntag
war, wie aus einem Schreiben des militärischen Abschnittsfüh-
rers in Schwarzenbek an denBürgermeister in Lauenburg vom
20. 4. 1941 hervorgeht, frei für „Körperreinigung,Instandsetzen
derBekleidungundAusrüsten undLagerreinigung".

Die Akten, indenenes meist um Abrechnungengeht, vermit-
teln wenig Informationen, die einenEinblick in das Alltagsle-
ben der Gefangenen geben. Eine Ausnahme bildet folgender
Auszug.Erst abDezember 1941 war es den Kriegsgefangenen
gestattet, den Bürgersteig zu benutzen, „..„vorausgesetzt, daß
1. die französischenKriegsgefangenen höchstenszu zweien ne-
beneinandergehen, 2. sie vorDeutschen Volksgenossenauswei-
chen, 3. sie sich Deutschen Volksgenossen gegenüber korrekt
verhalten." Auch durften nur am Sonntag unter Aufsicht des
deutschenKommandoführers Spaziergänge in der Gruppe un-
ternommen werden.Das Betretenöffentlicher Lokale und der
Kirchen blieb jedoch ebenso verboten wie der Kontakt mit
deutschenFrauen.

Die hygienischen Verhältnisse im Lager Elbstraße 18 ver-
schlechterten sich im Laufe der Zeit immer mehr. 1942 konnte
selbst eine eigens von der Stadt beauftragte Hamburger Firma
der Ungezieferplage (Flöhe) durch Desinfektion nicht mehr
Herr werden. DurchSiel-Abflußstellen im Keller des Gebäudes
drangenzudemRatten indieRäume ein40.

Nachdem Einmarsch der Deutschen Wehrmacht inRußland
am 22. Juni 1941 hoffte die Stadt Lauenburg auf eine weitere
Zuweisungvon russischenKriegsgefangenen für denEinsatz in
der städtischen Verwaltungund in den privaten Betrieben. Be-
reitsAnfang Juli 1941gingen die ersten Anträge von Lauenbür-
ger Firmen auf Zuweisung von sowjetischenKriegsgefangenen
bei Bürgermeister Maacke ein. Dieser forderte daraufhin am
8. 7. 1941 beim Arbeitsamt Bad Oldesloe 60Männer an. Das
Arbeitsamt bestimmte in seinem Antwortschreiben, daß die in
Zukunft eintreffenden Kriegsgefangenen ausschließlich der
Landwirtschaft zugeführt werdenmüßten. LediglichFacharbei-
ter der „Mangelberufe" würden aus den Kriegsgefangenen-
Transporten herausgezogen und ausschließlich Betrieben mit
kriegswichtigen Aufgaben der höchsten Dringlichkeitsstufen
zugeführt.

Wieviele Russennach Lauenburgkamen, wird aus denAkten
des Stadtarchivs nicht ersichtlich. Ein Inventarverzeichnis des
Russenlagers vom 25. 5. 1943 ist der einzige Hinweis. Darin
werden 44 Schlafdecken erwähnt, so daß von in etwa der glei
chen ZahlanKriegsgefangenenausgegangenwerdenkann.

Auch die Unterbringungund das Alltagslebender Russen in
Lauenburg sind kaum dokumentiert. Belegt ist lediglich, daß
die sowjetischenKriegsgefangenen, die u.a. in der Land- und
Forstwirtschaft beschäftigt waren, ab 1. 11. 1943 pro Tag einen
Grundlohn vom 0,35 Reichsmark erhielten. Polnische Gefan-

40 Angaben aus: Stadtarchiv Lauen-
burg,BestandIINr. 25 undNr. 26.
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Gene erhielten 0,50 Reichsmark, alle anderen 0,70 Reichsmark
pro Tag. Auchdie Überstundenvergütung betrug für die Russen
mit 0,15 Reichsmark nur die Hälfte des normalerweise ausge-
zahltenBetrages.

Auch Italiener lebten als Fremdarbeiter während des Krieges
in Lauenburg. Im amtlichen Sprachgebrauch wurden nach der
italienischen Kriegserklärungunter der neuen Regierung Bado-
glio (Oktober 1943) sie als „Militärinternierte"bezeichnet. Aus
den Archivunterlagen geht hervor, daß imNovember 1943 zehn
Italiener inLauenburgarbeiteten: 7 Mann für dieMarine, 3 bei
der Stadtverwaltung. Untergebracht waren sie im Lager am
Heideweg.Das LagergeldinHöhevon täglich 0,70Reichsmark
pro Interniertem zahlte das Marine-Verpflegungsamt in Ham-
burg. Die Stadt Lauenburg trug Unkosten für das Lager, die
Verpflegung, die Lagermiete, Licht usw. Die Monatsmiete für
dasLager betrug20Reichsmark. Zeitweise wurdendieItaliener
gemeinsam mit den Franzosen im Kriegsgefangenen-Lager
Reeperbahn Nr. 6 verpflegt. Russische Kriegsgefangeneerhiel-
ten, da sie inder NS-Ideologie als„minderwertig" galten, auch
wenigerNahrungals die übrigen Gefangenen41.

Über denEinsatz vom Fremdarbeitern während des Krieges
in Lauenburg liegen kaum Informationen vor. Überliefert ist
jedoch einFall von Sabotage in der Dampfziegelei Buchhorst
aus dem Jahre 1944. Dort waren etwa 80 Polen und andere
„Ostarbeiter"beschäftigt. Der „Ostarbeiter"Iwan M.soll dem-
nach eine Pfannenpresse dadurch zum Stillstand gebracht ha-
ben, daß er harte Rotsteine und Tonklumpen in die weiche
Tonmasse steckte.DieProduktionlagdadurch längere Zeit still.
Zehn Arbeitskräfte konnten dadurch nicht weiterarbeiten.
M. wurde daraufhin festgenommen und nach Lübeck in das
Polizeigefängnis Lohmühle gebracht.Der Ziegelmeister E. sag-
te aus, M. sei„ansich ein langweiliger, fauler undfrecherArbei-
ter". Er habe in böswilliger Absicht die Arbeit gehemmt. Der
gesamte Vorgang wurde an die Geheime Staatspolizei (Gesta-
po) — Grenzpolizeikommissariat — inLübeck weitergeleitet42.
Wasdarauswurde, ist nicht mehrnachzuvollziehen.

So wie dieKriegsgefangenen und Zwangsarbeitergegen ihren
Willen nach Lauenburggekommen waren, so mußten auch vie-
le Lauenbürger gezwungenermaßen ihre Heimatstadt verlassen
und Soldat werden. Viele von ihnen sind imKrieg umgekom-
men.ZweiMänner aus Lauenburgerhielten dasRitterkreuz,die
höchsteTapferkeitsauszeichnung der Wehrmacht: Major Hans
Christernam 31. 1. 1941 undHauptmannHans-Wilhelm Albers
am 4. 6. 1944. Letzterer starb an einer Verwundung im Juni
1944. Die Funktionäreder NSDAP in Lauenburg ehrten Hans
Christern nach der Verleihung des Ritterkreuzes im Sommer
1941mit einem Gemälde, das imSchaufenster der FirmaMöller
in der Elbstraße für die Bevölkerung ausgestellt wurde43. Zu
diesem Zeitpunkt glaubtendie Politiker nochan den deutschen
„Endsieg". Selbst im Juni 1944 schien dieser Glaube bei den
Gemeinderäten in Lauenburg noch nicht erschüttert zu sein.
Bürgermeister Maackemachte Pläne für eine Stätte der Gefal-
lenenaus Lauenburg.Erst am 5. März 1945 rückte manvonder

41 Ebenda,Nr. 69,70 undNr. 569.
42 Landesarchiv Schleswig-Holstein,
Abt.320 Nr.1244. Schreiben des Gen-
darmerie-E.-Posten Buchen I an die
GestapoLübeck vom27. 6. 1944.
43 Stadtarchiv Lauenburg, Bestand II
Nr. 419. Niederschrift der Sitzung der
Gemeinderäte am4. 3. 1941, Seite 3 f.
und Niederschriftder Sitzung derGe-
meinderäte am 7. 8. 1941, Seite 4 und
Seemen, Gerhard yon, Die Ritter-
kreuzträger 1939-1945, Friedberg 0.J.,
Seite 70.
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Planung eines Ehrenmals zunächst ab, mit der Begründung,
jedwede Planung nicht kriegswichtiger Art sei bis nach dem
Siege zurückzustellen 44.Der wahre Grund war jedoch,daß das
Ende des „tausendjährigen Reiches" nach nur zwölf Jahren
unausweichlich bevorstand.

Bürgermeister Maacke hatte während seiner Amtszeit eine
weitere Idee verfolgt, die ebenfalls nicht mehrumgesetzt wurde.
Im August 1941 berichtete er den Beirätenund Ratsherren von
einem Plan,eine „Ortsburg"aufdem Schloßgelände zuerrich-
ten. Der Stadtbaumeister hatte dazu bereits Zeichnungen er-
stellt. Die Ratsherren begrüßten dieses Projekt4s. Nachfor-
schungen des Verfassers im städtischenBauamt sowie im Lan
desbauamt inLübeck dazu blieben leider erfolglos. Über den
Zweck und das Aussehendieses Gebäudes kann daher nur spe-
kuliert werden. Vermutlichsollte diese„Ortsburg"der NSDAP-
OrtsgruppeLauenburgalsParteihausdienen. Ursprünglich war
vorgesehen, das Gebäude zunächst nicht auf dem Schloßplatz
zuerrichten.

Derartige Pläne, die lediglich der oberflächlichen Aufwer-
tung und Selbstdarstellung der NS-Diktatur dienten, standen
imkrassen Gegensatzzur Wirklichkeit desZweitenWeltkrieges.
Immer mehr Menschen wurden bedingungslos von den NS-
Machthabernfür denKriegbenutzt.

Nach der Niederlage der 6. Deutschen Armee in Stalingrad
Anfang 1943 verfügte dieNSDAP-Führung inBerlindieMobi-
lisierung aller Bevölkerungsteile für den Kriegseinsatz in der
Heimat oder an der Front.

Der nun vom Reichspropaganda-Minister Goebbels im Ber-
liner Sportpalast ausgerufene „totaleKrieg" erfaßte nahezudie
gesamte Zivilbevölkerung in Deutschland. Gleichgültig ob
Männer,Frauen oder Kinder — alle waren gezwungen,Dienst
zu leisten für den noch immer proklamierten deutschen „End-
sieg". Dabei sind sich die Historiker einig, daß spätestens mit
der Vernichtung der 6. Armee in Stalingrad und der anschlie-
ßenden gescheiterten deutschen Großoffensive bei Kursk eine
militärische Wende im Zweiten Weltkrieg eingetreten war. Der
Krieg war für Deutschland verloren. DerReichsminister des In-
nern, Heinrich Himmler, verfügte mit einem Schnellbrief vom
4. 12. 1943 eine weitere Notdienst-Verpflichtung von Schülern
für den Kriegs-Hilfseinsatz in der Luftwaffe und bei der
Kriegsmarine. ImFebruar 1944 schieden die Luftwaffen- und
Marinehelfer des Geburtsjahrganges1926 aus und wurden zum
Dienst in der Wehrmacht herangezogen. Eine wesentliche Auf-
gabe der Luftwaffen- und Marinehelfer bestand in der Bedie-
nung von Flugabwehr-Geschützen (Flak-Helfer) gegen die
Bomber der Alliierten. Diese Lücken sollten nun die Schüler
der Jahrgänge 1927 und 1928 aus den Klassen fünf und sechs
der höherenSchulen sowie die Schüler aus der Klasse fünf der
mittleren Schule schließen. Auch die Albmusschule inLauen-
burgmußte dieAnzahlder inFragekommenden Jungen an das
Schulamt inRatzeburgmelden. 14 Jungendes Jahrganges 1928
und 5 Jungen des Jahrganges 1927 hatten sich der Tauglich-
keits-Untersuchungzuunterziehen. Seit August 1943 waren be-

44 Stadtarchiv Lauenburg, Bestand II
Nr. 411. Protokolle der Gemeinderats-
sitzungen am20. 6. 1944,Seite4 f. und
am5. 3. 1945,Seite 3."Ebenda, Nr. 419. Niederschrift der
Sitzung mit den Gemeinderäten am
21.8. 1941, Seite 2.
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reits 8 Jungen aus der Albmusschule als Marinehelfer einberu-
fen.

Die Hitlerjugend (HJ-Bann 463) in Lauenburg beantragte
zwar beim Landrat die Freistellung der Schüler des Geburts-
jahrganges 1928 vom Dienst als Marinehelfer. Dies wurde je-
doch abgelehnt mit der Begründung, daß lediglich HJ-Führer
auf Anforderung der HJ-Gebietsführer durch das Marine-
Oberkommando Nordsee freigestellt werden könnten. Dieser
Vorgang verdeutlicht dieKomplexität und die Unübersichtlich-
keit der Kompetenzen in der Bürokratie des Dritten Reiches.
Vonden 20 Schülern der Albmusschule der Jahrgnge1927/1928
wurden nur drei nicht zum Dienst bei der Marine herangezo-
gen46.

Der Krieg erfaßte die Bevölkerungder Stadt Lauenburgnun
noch unmittelbarer. Auch der Ort selbst sollte das Ende des
Krieges nicht unbeschadet überstehen 47. Noch im April 1945
fielen beim Eibübergang der britischen Truppen über 1.000
Menscheneinem ohnehinsinnlosen Kampf zum Opfer.

46 Landesarchiv Schleswig-Holstein,
Abt. 320Nr.956.
47 Aus Platzgründen kann auf das
Kriegsende bei Lauenburg hier nicht
näher eingegangen werden. Verwiesen
sei andieser Stelle auf weiterführende
Literatur: Martin H. G., The History
of the Fiftienth Scv. Hish. Division
1939-1945, London 1948. — Saft, Ul-
rich, Krieg in der Heimat. Das bittere
Ende zwischen Weser undElbe, Wals-
rode 1988. — Das StadtarchivLauen-
burg besitzt darüber hinaus eine Son-
dersammlung mit Materialien über
den Zweiten Weltkrieg (Aufsätze, Zeit-
zeugenberichte,Zeitungsausschnitte).
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